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War Opa nun ein Nazi?
Eine NSDAP-Karteikarte kann eine belastende Mitgliedschaft belegen. Ob ein

Angehöriger überzeugter Nationalsozialist, Funktionär, Profiteur, Anpasser oder Täter

war, zeigt erst die Verbindung von Eintritt, Status, Amt, Handeln, lokalen Akten und

Nachkriegsgeschichte.
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THESE DER AUSGABE

Eine nachgewiesene NSDAP-Mitgliedschaft belegt die Zugehörigkeit zu einer

antisemitischen und diktatorischen Partei. Das Ausmaß der persönlichen

Verantwortung lässt sich jedoch nur aus der ganzen Biografie beurteilen, nicht

aus einer Karteikarte allein.

Hinweis zur Einordnung: Dieser Beitrag wurde vollständig

mit künstlicher Intelligenz (KI) erstellt und anhand der an-

gegebenen Quellen redaktionell geprüft. Trotzdem können

Angaben fehlerhaft, unvollständig oder nicht mehr aktuell

sein. Prüfen Sie wichtige Aussagen bitte selbst; eine Gewähr

für Richtigkeit, Aktualität und Vollständigkeit übernehmen

wir nicht. So arbeitet die KI-Redaktion →

KURZ EINGEORDNET

Die Karte belegt einen wichtigen Befund, nicht das ganze

Leben. Der Artikel ordnet die NSDAP historisch ein und

zeigt, wie eine Familie die Rolle eines Angehörigen präzise

recherchieren kann.

Die Karte ist ein Anfang, kein Urteil

Seit diesem Frühjahr lässt sich die historische

NSDAP-Mitgliederkartei leichter durchsuchen. Das

US-Nationalarchiv hat digitalisierte Mikrofilme on-

line gestellt. DIE ZEIT hat diesen schwer zugängli-

chen Bestand gesichert, technisch aufbereitet und

nach Namen und Geburtsort durchsuchbar ge-

macht. Zunächst waren rund 4,5 Millionen Karten

aus der Zentralkartei auffindbar, später kamen

weitere 8,2 Millionen Dokumente aus der Gaukar-

tei hinzu.[1]
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Ein Fund löst oft zwei gegensätzliche Reaktionen

aus. Die eine setzt Mitgliedschaft vorschnell mit

Täterschaft gleich. Die andere sucht sofort nach ei-

nem harmlosen Grund. Beide verkürzen den

Befund.

Eine Karteikarte kann einen wichtigen histori-

schen Sachverhalt belegen. Eine Person war nach

den Unterlagen der Partei Mitglied, Anwärter oder

in einem Aufnahmeverfahren erfasst. Das ist nicht

nichts. Die NSDAP war keine gewöhnliche Vereini-

gung. Sie war die Partei, die die Demokratie zer-

störte, Juden und andere Verfolgte entrechtete,

den Krieg führte und den Massenmord organi-

sierte. Nachweislich aufgenommene Mitglieder ge-

hörten dieser Partei an.

Die Karte klärt weder den Grad der Überzeugung

noch eine Karriere durch die Partei, ein Amt, De-

nunziationen, eine Beteiligung an Verbrechen

oder den weiteren Verlauf der Mitgliedschaft. Häu-

fig enthält sie dazu keine Angaben.

Eine nachgewiesene NSDAP-Mitgliedschaft ist ein

belastender Befund. Sie darf nicht zu einer bloßen

Formalie werden. Über das Ausmaß der persönli-

chen Verantwortung entscheidet erst die Verbin-

dung von Mitgliedschaft und konkretem Handeln.

Was DIE ZEIT veröffentlicht hat – und
was nicht

Die ZEIT hat die Kartei nicht erstmals digitalisiert.

Die historischen Originale lagen nach dem Krieg

im amerikanisch verwalteten Berlin Document

Center und befinden sich seit 1994 im Bundesar-

chiv. Die USA behielten vereinbarungsgemäß Mi-

krofilmkopien. Diese stellte das Nationalarchiv der

USA 2026 online.[2]

Die Leistung der ZEIT liegt in der Aufbereitung.

Millionen schlecht zugängliche Bilder wurden in

eine Suche übersetzt, die Angehörigen erstmals in

großer Breite erlaubt, mit Name, Geburtsort und

Geburtsdatum zu recherchieren. Das ist publizis-

tisch und technisch erheblich. Es senkt eine

Schwelle, die lange nur mit einem Archivauftrag,

Geduld und Fachwissen zu überwinden war.

Gerade weil der Fund so unmittelbar wirkt, muss

man die Grenzen kennen. Die Kartei besteht aus

einer alphabetischen Zentralkartei und einer ur-

sprünglich regional geordneten Gau- beziehungs-

weise Ortsgruppenkartei. Viele Personen erschei-

nen daher in beiden Beständen. Außerdem ging

ein Teil im Krieg verloren. Das Bundesarchiv rät

ausdrücklich, weitere Bestände hinzuzuziehen; die

Karten allein können eine Mitgliedschaft nicht in

jedem Fall nachweisen, und ihr Fehlen widerlegt

sie nicht.[3]

Die Recherche beginnt mit der eindeutigen Identi-

fikation der Person. Geburtsdatum, Geburtsort,

Beruf, Wohnort und gegebenenfalls der Name der

Ehefrau oder des Ehemanns müssen zusammen-

passen. Die ZEIT weist selbst darauf hin, dass für

eine sichere Identifikation mindestens Geburtsda-

tum und Geburtsort nötig sind.[1] Ein häufiger

Name und eine Karte sind kein Familienbefund.

Eine Karte ist keine Charakterskizze. Sie ist eine

Archivquelle mit eigenem Zweck. Die Partei führte

sie, um Mitgliedschaft, Beiträge und Verwaltung zu

organisieren. Sie dokumentiert harte Daten besser

als Motive.

Mitgliedschaft war keine automatische
Eintragung

Der verbreitete Satz, Menschen seien einfach ge-

gen ihren Willen in die NSDAP aufgenommen wor-

den, hält einer wichtigen Einschränkung nicht

stand. Nach den Unterlagen des Bundesarchivs

verlangte das formale Verfahren grundsätzlich ei-

nen persönlichen Aufnahmeantrag mit eigenhän-

diger Unterschrift. Nicht unterschriebene Anträge

wurden zurückgeschickt. Die Parteibürokratie be-

stand auf dieser Mitwirkung.[4]

Das ist kein Freispruch für die Partei, sondern ein

Grund, den Eintrag ernst zu nehmen. Eine rechts-

kräftige Mitgliedschaft war normalerweise nicht
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mit dem bloßen Erscheinen auf einer Liste er-

reicht. Sie wurde erst mit der Aushändigung der

Mitgliedskarte wirksam.[5]

Aber auch diese Feststellung darf nicht in den

nächsten Irrtum führen. Formale Freiwilligkeit ist

nicht dasselbe wie freie Entscheidung in einer Dik-

tatur. Nach 1933 regelte die Partei immer mehr Zu-

gänge zu Beruf, Ausbildung, Beförderung und

staatlichen Leistungen. Die Politologin und Histo-

rikerin Armin Nolzen beschreibt, wie der Mit-

gliedsstatus für viele Bereiche zum Filter wurde:

Wer als politisch unbedenklich galt, hatte bessere

Chancen; eine fehlende Mitgliedschaft konnte An-

träge und Laufbahnen erschweren.[6]

Zwischen einer Pistole an der Schläfe und einem

freien Entschluss liegt ein großer Bereich. Dort lie-

gen sozialer Druck, berufliche Sorge, Anpassung,

Ehrgeiz und der Wunsch, Vorteile zu sichern.

Diese Gründe erklären den Eintritt. Sie heben die

Entscheidung nicht auf. Mit dem Eintritt akzep-

tierten Menschen sichtbar die Zugehörigkeit zu ei-

ner Partei, deren Ziele und Gewaltpraxis längst er-

kennbar waren. Die Stärke des Drucks und die

Möglichkeiten, sich ihm zu entziehen, müssen im

Einzelfall geprüft werden.

Das gilt besonders für die letzten Kriegsjahre. 1944

senkte die Partei für Angehörige von Hitlerjugend

und Bund Deutscher Mädel das Aufnahmealter auf

17 Jahre. Für die Jahrgänge 1926 und 1927 liefen

reichsweit organisierte Aufnahmeverfahren; die

Anträge wurden gebündelt eingereicht.[5] Eine

Mitgliedschaft eines 17-Jährigen im April 1944

trägt nicht dieselbe Aussagekraft wie ein Eintritt

eines Erwachsenen vor der Machtübernahme. Sie

wird dadurch nicht bedeutungslos. Aber sie ver-

langt einen anderen Maßstab.

Der Zeitpunkt ist ein starkes Indiz,
keine Rechenformel

Es gibt kein Datum, ab dem ein Mensch plötzlich

unschuldig oder eindeutig schuldig wird. Trotz-

dem ist der Zeitpunkt des Eintritts ein starkes

Kriterium.

Ein Eintritt vor dem 30. Januar 1933 bedeutete Un-

terstützung für eine offen antidemokratische, anti-

semitische Bewegung, bevor sie den Staat kontrol-

lierte. Das ist ein besonders starkes Indiz für politi-

sche Nähe. Es gilt erst recht für jene, die nach der

Neugründung der NSDAP 1925 früh beitraten,

Wahlkampf machten, eine lokale Funktion über-

nahmen oder zur SA gehörten. Die Partei war da-

mals keine unverfängliche Sammlung nationaler

Unzufriedener. Ihr Programm, ihre Hetze und ihre

Gewalt waren öffentlich.

Ein Eintritt im Jahr 1933 kann etwas anderes be-

deuten, aber er fällt nicht in ein moralisches Va-

kuum. Nach Hitlers Ernennung wurden politische

Gegner verfolgt, Gewerkschaften zerschlagen, die

anderen Parteien ausgeschaltet und die ersten

Konzentrationslager errichtet. Ein Eintritt in die-

ser Phase stellte die Person zu einer Herrschaft,

deren Richtung sichtbar war. Zugleich wollte die

NSDAP gerade die vielen neuen Mitläufer brem-

sen. Sie verhängte 1933 eine allgemeine Aufnah-

mesperre aus Angst vor den sogenannten Kon-

junkturrittern. Erst ab 1937 wurde sie über das

System der Parteianwärter gelockert, 1939 aufge-

hoben.[5]

Ein auf der Karte notierter Eintritt zum 1. Mai 1937

ist deshalb nicht automatisch der Tag eines spon-

tanen politischen Bekenntnisses. Für Parteianwär-

ter setzte die Partei dieses Datum einheitlich fest,

unabhängig vom individuellen Antragsdatum. An-

wärter hatten zwar nicht alle Rechte, aber bereits

Melde- und Beitragspflichten.[5] Die Verwaltungs-

regel hinter einem Datum gehört deshalb zur Aus-

wertung der Karte.

Ein später Eintritt kann mehr auf Anpassung, Kar-

rierehoffnung oder Druck hinweisen als auf frühe

Begeisterung. Er ist dennoch kein Ausweis von Wi-

derstand. Zwischen „kein alter Kämpfer“ und

„Gegner des Regimes“ liegt eine breite Zone. Sie

umfasst Menschen, die sich einordneten, profitier-

ten oder die eigene Lage absicherten. Diese Unter-

scheidung ist wichtig, weil sie die Verantwortung

nicht verwischt, sondern genauer beschreibt.
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Wie die NSDAP aus einer Partei ein
Herrschaftsapparat wurde

Die Karte steht nicht für irgendeine politische Mit-

gliedschaft der Weimarer Republik. Die NSDAP

war eine radikal antidemokratische und antisemi-

tische Bewegung, die ihre Gewaltbereitschaft und

ihre Feindbilder öffentlich vertrat. Bei der Reichs-

tagswahl 1928 blieb sie mit 2,6 Prozent der Stim-

men noch eine Splitterpartei; in der Krise der fol-

genden Jahre wurde sie zur stärksten Partei im

Reichstag, bevor Hitler am 30. Januar 1933 zum

Reichskanzler ernannt wurde.[6] Wer vorher ein-

trat, entschied sich also nicht für einen unverfäng-

lichen politischen Verein, sondern für eine Bewe-

gung, deren Ziele und Methoden sichtbar waren.

Nach der Machtübertragung wurde aus dieser Be-

wegung rasch der Kern einer Diktatur. Politische

Gegner wurden verfolgt, Gewerkschaften zerschla-

gen, die übrigen Parteien ausgeschaltet und die

staatlichen Institutionen auf die neue Herrschaft

ausgerichtet. Im Dezember 1933 erklärte das Re-

gime Partei und Staat rechtlich für „unlöslich ver-

bunden“; die NSDAP erhielt damit eine Sonderstel-

lung, die sie als Trägerin des Staatsgedankens und

als Auswahlinstanz für Führungspositionen auf-

wertete.[7]

Das erklärt den besonderen Charakter eines Par-

teibuchs nach 1933. Es war nicht immer Vorausset-

zung für einen Beruf, und es machte aus seinem

Besitzer nicht automatisch einen Täter. Aber es

konnte Nähe zu einem Machtapparat signalisieren,

der Stellen, Beförderungen und lokale Einflüsse

verteilte. Das Deutsche Historische Museum be-

schreibt die rasche Zunahme karrierebewusster

und opportunistischer Eintritte im Frühjahr 1933

ebenso wie die spätere organisatorische Durch-

dringung von Beruf und Freizeit durch Partei und

angeschlossene Verbände.[7]

Gerade hier beginnt die Familienfrage. Ein Eintritt

im Februar 1933, als die Diktatur ihre Gegner be-

reits ausschaltete, verlangt eine andere Einord-

nung als ein standardisiertes Aufnahmeverfahren

eines Jugendlichen 1944. Ein Blockleiter, der auf

der untersten Parteiebene Informationen sam-

melte und in den Alltag hineinwirkte, hatte eine

andere Stellung als jemand ohne Amt. Die Unter-

schiede sind groß. Sie rechtfertigen aber keine

Flucht in die Formel, man könne über eine Mit-

gliedschaft grundsätzlich nichts sagen.

Was ein Parteibuch sagen kann – und
was nicht

Ein Parteibuch oder eine Karteikarte beantwortet

zunächst eine begrenzte Frage: War eine Person

nach den Regeln der Partei erfasst, als Anwärter

geführt oder als Mitglied aufgenommen? Die Un-

terlagen des Bundesarchivs zeigen, wie regelge-

bunden dieses Verfahren war und warum Status,

Eintrittsdatum, Mitgliedsnummer und Vermerke

sorgfältig gelesen werden müssen.[5] Mehr als die-

sen Verwaltungsbefund darf die Karte nicht

behaupten.

Sie sagt wenig über Motive. Manche Menschen tra-

ten aus Überzeugung ein, andere aus Ehrgeiz,

Angst, Opportunismus oder sozialem Druck. In ei-

nem einzelnen Leben können sich diese Gründe

auch vermischen. Wer aus der Karte sofort eine

Haltung liest, ersetzt Forschung durch Psycholo-

gie. Wer jede Karte sofort mit Zwang erklärt, tut

das Gegenteil und schützt eine Familienlegende,

bevor die Quellen geprüft sind.

Die entscheidende Frage lautet daher nicht, ob der

Großvater „eigentlich“ ein guter oder schlechter

Mensch war. Sie lautet: Was ist über seinen Ein-

tritt, seine Stellung, seine Vorteile, seine Entschei-

dungen und sein Verhalten gegenüber anderen

Menschen belegt? Diese Frage ist enger, aber sie

führt weiter. Sie erlaubt ein Urteil, das weder in

der Familie beschönigt noch aus der Gegenwart

heraus pauschal verurteilt.
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Die Geschichte spielt am Wohnort

Die großen Verbrechen des Nationalsozialismus

wurden nicht nur in Ministerien und Lagern vor-

bereitet. Sie hatten Folgen in Schulen, Betrieben,

Gemeinden, Polizeidienststellen, Gerichten,

Wohnhäusern und Nachbarschaften. Ob eine Per-

son daran beteiligt war, davon profitierte, sich an-

passte oder einzelnen Menschen half, lässt sich

nicht aus dem Parteibuch lesen. Dafür braucht es

die Spuren am Wohnort und im Beruf.

Das Bundesarchiv verweist neben der Mitglieder-

kartei auf weitere personenbezogene Unterlagen

und einschlägige Bestände zum Nationalsozialis-

mus.[3] Je nach Biografie können Personalakten,

Melderegister, kommunale Unterlagen, Firmenak-

ten, Spruchkammerakten oder Akten zu Enteig-

nungen und Zwangsarbeit weiterführen. Welche

Akten erhalten blieben, ist Zufall und Überliefe-

rungsgeschichte; fehlende Unterlagen sind des-

halb weder Freispruch noch Beweis.

Eine gute Recherche bleibt konkret. Ein Lehrer

kann in Schulakten auftauchen, ein Beamter in Be-

urteilungen und Ernennungen, ein Kaufmann in

Firmen- oder Handelsakten. Für schwere Vorwürfe

wie Denunziation, Beteiligung an Deportationen

oder Bereicherung an jüdischem Eigentum

braucht es belastbare Dokumente oder einen Ab-

gleich mehrerer unabhängiger Quellen. Familien-

erinnerungen können Hinweise geben. Sie erset-

zen keinen Nachweis.

Auch entlastende Befunde verdienen dieselbe

Strenge. Ein nachweisbarer Konflikt mit der Par-

tei, ein Austritt oder Hilfe für Verfolgte gehört in

die Geschichte einer Person. Doch eine einzelne

gute Tat erklärt nicht automatisch alles andere,

ebenso wie ein Parteieintritt nicht jede spätere

Handlung erklärt. Geschichte wird nicht gerech-

ter, wenn sie nur eine Richtung kennt.

Der Status auf der Karte entscheidet mit

Vor der moralischen Bewertung muss der Status

auf der Karte geklärt werden. Die Zentralkartei be-

wahrte nicht nur aktive, sondern auch ruhende

und längst beendete Mitgliedschaften auf.[5] Ein

Fund bedeutet daher nicht automatisch, dass die

Person bis Kriegsende Parteimitglied blieb.

Auf Karten können Hinweise auf Austritt, Aus-

schluss, Streichung, Tod oder Wiedereintritt ste-

hen. Ein diagonaler Strich über der Vorderseite

zeigt nach dem Verzeichnis des Bundesarchivs le-

diglich an, dass die Mitgliedschaft aus irgendei-

nem Grund beendet wurde. Abkürzungen wie

„ausgetr.“ oder „As.“ verweisen auf Austritt oder

Ausschluss.[8] Das ist wertvoll, aber nicht

selbsterklärend.

Ein Austritt ist ein relevantes Gegenindiz. Er kann

auf Distanz, einen Konflikt mit der Partei oder die

Weigerung hinweisen, weiter mitzumachen. Er

kann auch aus persönlichem Streit, Beitragsrück-

ständen oder einem Ausschluss wegen Verstößen

gegen Parteiregeln folgen. Ohne die Gründe zu

kennen, wird aus dem Wort „ausgetreten“ kein mo-

ralischer Freispruch.

Umgekehrt beweist das Fehlen eines Austrittsver-

merks keine innere Überzeugung. Manche Men-

schen blieben Mitglied, ohne ein Amt zu suchen

oder sichtbar aktiv zu sein. Andere blieben, weil

der Austritt Nachteile oder Konflikte gebracht

hätte. Wieder andere blieben, weil sie dazugehö-

ren und profitieren wollten. Die Karte trennt diese

Gruppen nicht.

Gerade bei sehr späten Einträgen ist zwischen An-

trag, Anwartschaft und rechtskräftiger Mitglied-

schaft zu unterscheiden. Die Partei führte die Auf-

nahme nicht immer am Tag der Unterschrift zu

Ende. Zwischen Antrag, zentral vergebener Num-

mer und Aushändigung der Karte konnten Monate

liegen. Eine Karte ist deshalb ein Verwaltungsdo-

kument, kein bloßer Mitgliedsnachweis. Unklare

Vermerke brauchen eine Erläuterung des

Bundesarchivs.
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Zu prüfen sind die Rechtskraft und Dauer der Mit-

gliedschaft, ein möglicher Austritt oder Ausschluss

sowie dessen Zeitpunkt und Grund.

Das Handeln dokumentieren, nicht Ge-
sinnung erraten

Die entscheidende Recherche beginnt nach der

Karte. Sie führt nicht zuerst zu einer Entschuldi-

gung, sondern zu Quellen, die Rollen und Folgen

sichtbar machen.

Die wichtigsten Prüfpunkte sind diese:

1. Stellung und Funktion. Ein Blockleiter, Orts-

gruppenleiter, Bürgermeister, Lehrer mit Par-

teifunktion, Richter, Polizist oder Betriebsleiter

hatte andere Möglichkeiten und Verantwortung

als ein Mitglied ohne Funktion. Auch eine Tätig-

keit in SA, SS, Gestapo, Verwaltung, Wehrmacht

oder NS-Organisationen muss getrennt recher-

chiert werden. Die Mitgliederkartei beantwor-

tet dies nicht vollständig.

2. Nutzen der Zugehörigkeit. Beförderungen, Stel-

len, Wohnungen, Geschäfte, Zulassungen und

Schutz vor Nachteilen können zeigen, ob die

Mitgliedschaft Karriere ermöglichte. Karriere

ist nicht automatisch ein Verbrechen. Aber ein

Aufstieg mit Hilfe der Partei war mehr als stille

Anpassung.

3. Verhalten gegenüber Verfolgten und Gegnern.

Lokale Akten können Denunziationen, Enteig-

nungen, Übernahmen jüdischer Geschäfte, Be-

teiligung an Deportationen oder Gewalt doku-

mentieren. Hier zeigt sich, ob politische Zuge-

hörigkeit in konkrete Täterschaft, Begünstigung

oder Hilfe mündete.

4. Amtspflichten und Unterlassen. Auch Nicht-

Handeln kann historisch bedeutsam sein, be-

sonders in einem Amt. Aus einer fehlenden

Akte folgt jedoch kein Beweis für Mut. Vieles

wurde nie dokumentiert oder ging verloren.

5. Quellen gegen Selbstentlastung. Familiener-

zählungen sind wichtig, aber keine Belege. Die

Behauptung eines unausweichlichen Eintritts

kann zutreffen oder eine nachträgliche Schutz-

formel sein. Jede Erinnerung bleibt ein Hin-

weis, dem Unterlagen folgen müssen.

6. Spuren nach 1945. Entnazifizierungsakten, Fra-

gebögen, Zeugenaussagen und Spruchkammer-

entscheidungen können neue Spuren liefern.

Sie sind aber ebenfalls keine letzte Instanz.

Viele Betroffene hatten ein Interesse, die eigene

Rolle kleinzureden; die Verfahren waren unter-

schiedlich streng und arbeiteten mit begrenz-

ten Informationen.

7. Offene Befunde. Eine gute Familienrecherche

endet manchmal mit einem offenen Ergebnis.

Eine belegte Mitgliedschaft bei ungeklärter

Rolle ist ehrlicher als eine glatte Legende.

Das Bundesarchiv verweist neben der Kartei auf

Parteikorrespondenz, Unterlagen des Reichs-

schatzmeisters, des Obersten Parteigerichts und

weitere personenbezogene Bestände.[3] Für den

Wohnort kommen Landes-, Stadt- und Kreisar-

chive hinzu. Dort liegen oft Personalakten, Melde-

register, Spruchkammerakten, kommunale Unter-

lagen oder Akten zur „Arisierung“. Nicht jeder

Fund führt zu einer belastenden Geschichte. Aber

erst dort wird aus der Karte eine Biografie.

Für die Archivsuche sind der vollständige Name,

alle Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort, Wohn-

orte zwischen 1933 und 1945, Beruf und bekannte

Dienststellen wesentlich. Mit diesen Daten kann

das Archiv Verwechslungen besser ausschließen

und nach weiteren Akten suchen. Ein guter Antrag

nennt Mitgliedschaft, Funktionen, Beschäftigung,

Entnazifizierung und mögliche Parteikontakte als

Recherchefelder. Damit verschiebt sich die Re-

cherche von der Familienlegende zur prüfbaren

Frage.

Die Reihenfolge schützt vor vorschnellen Urteilen.

Zuerst wird die Person eindeutig identifiziert. Da-

nach folgt der Kartenstatus: Antrag, Anwartschaft,

Mitgliedschaft, Austritt oder Ausschluss. Erst dann
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lohnt die Suche nach Folgeakten zu Funktion, Be-

ruf und Verhalten. Am Ende steht keine automati-

sche Einstufung, sondern eine begründete Bewer-

tung dessen, was die Quellen tatsächlich tragen.

Sie braucht Zeit, verhindert aber schnelle Urteile

und bequeme Ausreden.

Wie ein belastbares Urteil entsteht

Ein belastbares Urteil trennt zunächst drei Dinge.

Die Karte belegt einen Verwaltungsbefund. Wei-

tere Akten können Funktionen, Vorteile und Hand-

lungen belegen. Die moralische Bewertung ordnet

diese Befunde ein. Keines dieser drei Elemente

darf das andere ersetzen. Die Karte allein erzählt

keine ganze Biografie. Eine Familienerzählung

kann sie ebenso wenig widerlegen. Auch ein ein-

zelner Entnazifizierungsbescheid hebt einen frü-

heren Aktenbefund nicht auf.

Entscheidend ist die Verbindung der Quellen. Ein

früher Eintritt, eine Parteifunktion und eine Beför-

derung können zusammen ein deutliches Bild er-

geben. Ein später, standardisierter Eintritt eines

Jugendlichen ohne weitere belastende Spuren er-

gibt ein anderes Bild. Ein Austritt oder Konflikt

mit der Partei ist ebenfalls relevant, gewinnt aber

erst durch Unterlagen über Zeitpunkt und Anlass

Gewicht. Die Bewertung bleibt deshalb konkret.

Sie darf weder aus einem einzigen Merkmal voll-

ständige Täterschaft ableiten noch jedes entlas-

tende Detail zur Generalabsolution machen.

Die Formulierung des Ergebnisses sollte den

Kenntnisstand offenlegen. „Mitgliedschaft belegt“

ist eine Tatsachenfeststellung. „Aktive Unterstüt-

zung wahrscheinlich“ ist eine begründete Einord-

nung, wenn mehrere Quellen in dieselbe Richtung

weisen. „Beteiligung an Verfolgung nachgewiesen“

verlangt belastbare Dokumente. Wo sie fehlen,

bleibt eine Lücke. Diese Lücke ist kein Freispruch,

aber auch kein Beweis. Gerade bei Familienge-

schichten schützt diese Unterscheidung vor zwei

bekannten Fehlern: der nachträglichen Entlastung

und der rückblickenden Vereinfachung.

Eine sachliche Familiengeschichte darf belastende

Tatsachen benennen, ohne aus ihnen eine Gesamt-

legende zu machen. Sie darf auch Unsicherheit

aushalten, ohne daraus eine Entlastung abzulei-

ten. Die Genauigkeit der Sprache ist hier kein Aus-

weichen. Sie ist die Voraussetzung dafür, Verant-

wortung angemessen zu beschreiben.

Eine sauber benannte Unsicherheit bewahrt die

Recherche vor allzu falscher Gewissheit.

Die Partei war kein
Hintergrundrauschen

Die NSDAP war im „Dritten Reich“ nicht bloß eine

von vielen Organisationen. Partei und Staat wur-

den rechtlich und praktisch miteinander ver-

schränkt; die Partei beanspruchte die Auswahl von

Führungspersonal und durchdrang mit ihren Glie-

derungen, angeschlossenen Verbänden und loka-

len Apparaten Beruf, Freizeit und Verwaltung.[7]

Wer ihre Mitgliedskarte trug, stand deshalb nicht

neben dem Regime, sondern gehörte einer Organi-

sation an, die dessen Herrschaft absicherte.

Gleichzeitig war die NSDAP keine kleine Kader-

gruppe. Ihre Mitgliedschaft wuchs nach der

Machtübertragung 1933 innerhalb weniger Monate

von etwa 850.000 auf über 2,5 Millionen Menschen;

1945 zählte sie insgesamt etwa 8,5 Millionen Mit-

glieder, also ungefähr jeden fünften erwachsenen

Deutschen.[7] Diese Größenordnung erklärt,

warum eine Karte allein kein fertiges Persönlich-

keitsurteil erlaubt. Sie ist aber kein Argument, die

Karte kleinzureden: Gerade die Vielzahl unter-

schiedlicher Mitwirkender machte die Diktatur im

Alltag handlungsfähig.

Zwischen einem überzeugten Antisemiten, einem

hauptamtlichen Parteifunktionär, einer lokalen

Denunziantin, einem Karrieristen und einem Mit-

glied ohne nachweisbare Funktion liegen erhebli-

che Unterschiede. Diese Unterschiede müssen be-

nannt werden. Sie verwandeln die Mitgliedschaft

jedoch nicht in eine neutrale Vereinszugehörig-

keit. Die politische Frage lautet nicht: Waren alle
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Mitglieder gleich? Sie lautet: Welche Rolle hatte

diese Person in einem System, das Verfolgung,

Krieg und Massenmord organisierte?

Dafür ist auch die Sprache wichtig. „Mitläufer“

kann eine treffende historische Kategorie sein,

wenn sie eine geringe eigene Initiative beschreibt.

Als bequeme Familienformel taugt das Wort nicht.

Es darf nicht verdecken, dass Anpassung, Nutzen

und Wegsehen reale Beiträge zur Stabilität einer

Diktatur sein können. Umgekehrt wäre es ebenso

unhistorisch, einer Person allein aus der Mit-

gliedskarte konkrete Gewalt- oder Verfolgungsta-

ten zuzuschreiben.

Der Wohnort kann mehr erzählen als
die Karte

Wer wissen will, was ein Angehöriger tat oder un-

terließ, muss die Recherche aus der Parteiverwal-

tung in die konkrete Lebenswelt verlagern. Das

Bundesarchiv verweist ausdrücklich darauf, dass

neben der Mitgliederkartei weitere personenbezo-

gene Unterlagen und Bestände zum Nationalsozia-

lismus heranzuziehen sind.[3] Gerade für die Fa-

miliengeschichte sind lokale Archive, Personalak-

ten und Unterlagen aus dem Beruf oft ergiebiger

als die Karte selbst.

Ein Lehrer hinterließ andere Spuren als ein Kauf-

mann, ein Polizist andere als ein Verwaltungsbe-

amter, ein Arzt andere als ein Handwerker. In ei-

ner Kommune können Melderegister, Gemeinde-

ratsakten, Schulakten, Firmenunterlagen, Akten

zur Zwangsarbeit, Wiedergutmachungsakten oder

Unterlagen zur Enteignung jüdischer Nachbarn

zeigen, wo jemand tätig war und welche Entschei-

dungen er traf. Welche Akten tatsächlich existie-

ren, hängt vom Ort, Beruf und von Kriegsverlusten

ab; ihr Fehlen darf deshalb weder als Entlastung

noch als Belastungsbeweis gelesen werden.

Besonders sorgfältig muss die Recherche mit Be-

griffen wie „Arisierung“, Denunziation, Deporta-

tion oder Zwangsarbeit umgehen. Das sind keine

bloßen Schlagwörter für eine moralische Einord-

nung, sondern konkrete historische Vorgänge.

Eine belastbare Aussage verlangt ein Dokument,

einen verlässlichen Abgleich mehrerer Quellen

oder eine klar belegte Zeugenaussage. Der Wunsch

nach einem eindeutigen Familienurteil ist ver-

ständlich. Er darf nicht zu Behauptungen führen,

die die Akten nicht tragen.

Die umgekehrte Frage ist ebenso wichtig: Gab es

Hilfe für Verfolgte, einen Konflikt mit der Partei,

eine Verweigerung oder einen nachweisbaren

Nachteil? Solche Befunde gehören in die Biografie.

Auch sie sollten nicht als Rettungslegende behan-

delt werden. Eine einzelne Hilfe kann groß und

mutig sein; sie beantwortet nicht automatisch jede

andere Frage nach Parteizugehörigkeit, Karriere

oder Beteiligung. Historische Verantwortung ist

selten mit einem einzigen Dokument erledigt.

Vorteile, Druck und
Handlungsspielräume

Familien erzählen häufig, der Eintritt sei „nötig ge-

wesen“. Diese Erzählung kann auf reale Zwänge

verweisen. In einer Diktatur verändern politische

Loyalitätsbekundungen Arbeitsmöglichkeiten, Si-

cherheit und soziale Beziehungen. Die NSDAP

selbst regelte ihre Aufnahme zugleich bürokra-

tisch und verlangte grundsätzlich die Mitwirkung

der Bewerber; die Bestände des Bundesarchivs be-

schreiben das Verfahren als stark reglementiert.[5]

Beides muss zusammen gedacht werden: Es gab

Druck, und es gab Entscheidungen.

Der entscheidende Unterschied liegt oft nicht in ei-

nem abstrakten Ja oder Nein zur Freiwilligkeit,

sondern in den verfügbaren Handlungsspielräu-

men. Ein junger Mensch im reichsweit organisier-

ten Aufnahmeverfahren des letzten Kriegsjahres

befand sich in einer anderen Lage als ein erwach-

sener Beamter, der 1933 oder 1934 aus eigener In-

itiative eine politische Karriere begann. Ein klei-

ner Angestellter, der ohne Parteiabzeichen Nach-

teile befürchtete, hatte andere Möglichkeiten als

ein lokaler Funktionär, der über Stellen, Wohn-
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raum oder Zuteilungen mitentschied. Diese Unter-

schiede erklären Verantwortung genauer, statt sie

aufzulösen.

Auch der Nutzen muss konkret bleiben. Eine Be-

förderung nach einem Parteieintritt beweist nicht

automatisch, dass die Mitgliedschaft ihre Ursache

war. Mehrere Dokumente können aber zeigen, ob

ein Parteibuch empfohlen, verlangt oder für eine

Laufbahn eingesetzt wurde. Das Deutsche Histori-

sche Museum beschreibt die Verbindung von Par-

tei und Staat sowie die Funktion der NSDAP bei der

Besetzung von Machtpositionen.[7] Für eine ein-

zelne Biografie heißt das: Stellenanzeigen, Beurtei-

lungen, Ernennungen, Parteikorrespondenz und

der zeitliche Ablauf sind wichtiger als ein pau-

schales Urteil über „Karriere“.

Es ist nicht die Aufgabe einer Familienrecherche,

im Nachhinein einen inneren Gedanken zu erra-

ten. Sie kann aber sichtbar machen, ob jemand ak-

tiv nach Nähe zur Partei suchte, von ihr profitierte,

sich ihr anpasste, in einem Amt Entscheidungen

traf oder Grenzen zog. Diese Fragen sind genauer

und gerechter als die Floskel, alle hätten mitma-

chen müssen.

Die Zeit nach 1945: wichtig, aber kein
Schlussstrich

Entnazifizierungsakten gehören zu den wichtigs-

ten Quellen nach dem Krieg. In der amerikani-

schen Zone mussten Erwachsene Fragebögen aus-

füllen; die Verfahren vor Spruchkammern unter-

schieden unter anderem Hauptschuldige, Belas-

tete, Minderbelastete, Mitläufer, Entlastete und

Nichtbetroffene.[9] Ein solcher Bescheid kann Hin-

weise auf Mitgliedschaft, Funktionen, berufliche

Folgen und Zeugenaussagen enthalten.

Er ersetzt jedoch nicht die Biografie. Die Entnazifi-

zierung war ein Verwaltungs- und Rechtsverfah-

ren unter Zeitdruck, mit wechselnden Regeln, un-

vollständigen Informationen und vielen Beteilig-

ten, die sich selbst erklären oder entlasten wollten.

Die Bundeszentrale für politische Bildung be-

schreibt sowohl die große Zahl der Fragebögen als

auch die praktischen Probleme und Unterschiede

der Verfahren.[9] Ein Freispruch, eine Einstufung

als Mitläufer oder die Rückkehr in einen Beruf

sind daher historische Befunde – keine universelle

moralische Absolution.

Umgekehrt wäre es falsch, einen belastenden

Spruchkammerbescheid von vornherein als letzte

Wahrheit zu behandeln. Zu prüfen sind Datum, zu-

ständige Zone, vorgelegte Unterlagen, Aussagen,

Rechtsmittel und spätere Entscheidungen. Gerade

weil viele Familien solche Akten als vermeintli-

chen Endpunkt ansehen, lohnt ihre genaue Lek-

türe. Oft zeigen sie, welche Fragen damals gestellt

wurden; manchmal zeigen sie auch, welche Fra-

gen offenblieben.

Die Nachkriegsgeschichte gehört zur Sache, weil

sie sichtbar macht, wie die Person selbst über ihre

Vergangenheit sprach. Behauptete sie, nie Mitglied

gewesen zu sein? Wurde ein Eintritt als Zwang dar-

gestellt? Nannte sie Funktionen, erhielt sie Entlas-

tungszeugnisse, verschwieg sie Angaben? Solche

Aussagen sind Quellen über die Selbstdeutung

nach 1945. Sie sind nicht automatisch wahr oder

falsch, sondern müssen mit den Unterlagen aus

der NS-Zeit verglichen werden.

Ein Arbeitsplan für die Familie

Eine gute Recherche muss nicht sofort ein großes

Buchprojekt werden. Sie beginnt mit einer Tabelle:

vollständiger Name, Namensvarianten, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Wohnorte, Beruf, Arbeitgeber,

Militärdienst, bekannte Parteiorganisationen und

Quellenhinweise. Diese Basis verhindert Ver-

wechslungen und zeigt zugleich, wo Lücken lie-

gen. Erst danach wird gezielt angefragt.

Für die Mitgliederkartei gilt: Vorder- und Rück-

seite sichern, Nummern und Vermerke abschrei-

ben, Status prüfen und keine Deutung aus einer

unleserlichen Abkürzung ableiten. Das Bundesar-

chiv stellt ein eigenes Verzeichnis zu Vermerken
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und Auftragungen der Kartei bereit.[8] Bei Zwei-

feln ist eine fachliche Archiv-Auskunft besser als

eine Vermutung aus sozialen Netzwerken.

Danach folgt die Ortsrecherche. Das zuständige

Stadt-, Kreis- oder Landesarchiv braucht eine prä-

zise Anfrage mit Person, Zeitraum, Wohnort und

Beruf. Sinnvoll sind Fragen nach Personalakten,

kommunalen Funktionen, Entnazifizierungsakten,

Parteikorrespondenz, Meldeunterlagen und be-

rufsbezogenen Beständen. Nicht jede Akte ist frei

zugänglich; Datenschutz, Schutzfristen und feh-

lende Erschließung können den Zugang begren-

zen. Das ist kein Hinweis auf einen besonderen Be-

fund, sondern Teil seriöser Archivarbeit.

Parallel sollten Familienquellen gesichert, aber ge-

trennt markiert werden: Briefe, Fotoalben, Soldbü-

cher, Arbeitszeugnisse, Tagebücher, Erzählungen

und Beschriftungen. Eine Erinnerung der Groß-

tante ist kein amtlicher Nachweis. Sie kann den-

noch Namen, Orte, Konflikte oder Zeiträume lie-

fern, nach denen sich gezielt suchen lässt. Gerade

widersprüchliche Erinnerungen sind oft produk-

tiv, wenn sie nicht sofort geglättet werden.

Am Ende hilft eine kleine Ergebnismatrix: Was ist

belegt? Was ist wahrscheinlich? Was bleibt offen?

Was spricht dagegen? Diese Form schützt vor zwei

Versuchungen: der Familienlegende, die aus je-

dem Hinweis eine Entlastung macht, und dem um-

gekehrten Impuls, aus einer Karte eine vollstän-

dige Täterbiografie zu schreiben. Beides wäre we-

niger Geschichte, nicht mehr.

Was sich am Ende sagen lässt

Eine bestätigte NSDAP-Mitgliedschaft ist ein belas-

tender Befund. Sie belegt die Zugehörigkeit zu der

Partei, die die deutsche Demokratie zerstörte, Ver-

folgung organisierte, den Krieg führte und den

Massenmord ermöglichte. Diese Zugehörigkeit

darf in einer Familiengeschichte nicht zur Fußnote

werden.

Sie beantwortet aber nicht die ganze Biografie.

Frühzeitiger Eintritt, Funktion, persönliche Vor-

teile, Handlungen gegen Verfolgte oder für sie, ein

Austritt und die Aussagen nach 1945 verändern

das Bild. Erst die Verbindung dieser Befunde er-

laubt eine verantwortliche Aussage über eine ein-

zelne Person.

Ein ehrliches Ergebnis kann sehr verschieden aus-

fallen: überzeugter Nationalsozialist, Funktionär,

Profiteur, Anpasser, Mitglied ohne nachweisbare

Funktion – oder eine Biografie, in der entschei-

dende Fragen offenbleiben. Offene Fragen sind

kein Mangel der Recherche. Sie sind besser als ein

Urteil, das die Quellen nicht tragen.

Kinder und Enkel erben keine Schuld. Sie können

jedoch entscheiden, ob sie die Vergangenheit be-

schönigen oder genau ansehen. Die richtige Ant-

wort auf den Titel ist deshalb selten ein schnelles

Ja oder Nein. Sie beginnt mit einem klaren Satz:

Die Mitgliedschaft ist belegt. Was sie über diesen

Menschen bedeutet, muss die ganze Geschichte

zeigen.
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Entnazifizierungsakten: Unterlagen aus den Verfahren, mit denen

nach 1945 die Belastung durch den Nationalsozialismus geprüft

wurde.

NSDAP-Mitgliederkartei: Karteisammlung mit Angaben zu Mit-

gliedschaften in der Nationalsozialistischen Deutschen

Arbeiterpartei.
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gewaltsamen Handlung.
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Geschäftsführung: Andreas Goclik

KONTAKT UND REGISTER

Telefon: +49 162 2063808

E-Mail: info@turnus-espresso.de

Amtsgericht Stendal

HRB 34956

USt-IdNr.: DE 345769299

REDAKTIONELL VERANTWORTLICH

Andreas Goclik

Rathenower Straße 16b

39576 Stendal

Verantwortlich gemäß § 18 Abs. 2

Medienstaatsvertrag (MStV).

Vollständiges Impressum: www.ki-meint.de/impressum · Stand: 18. Juli 2026

www.ki-meint.de · Ausgabe 006 Seite 12 / 12

https://www.ki-meint.de/ueber/
https://www.ki-meint.de/ueber-die-ki/
https://www.ki-meint.de/grundsatz/

